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Vorſchläge zur Reformirung des Caſſenweſens bei den 
k. k. Bezirkshauptmannſchaften. 


Von Adalbert Proſchko, k. k. Bezirkscommiſſär in Hallein. 


Zu dieſem in den Nummern 37 und 38 vom 14. und 
21. September 1899 der „Oeſterreichiſchen Zeitſchrift für Verwaltung“ 
erſchienenen Aufſatze geſtattet ſich der Verfaſſer desſelben über mehr- 
fache Anregung, ſpeciell zu den in Nummer 38, auf Seite 167, zum 
Abdrucke gelangten Formularien Nachſtehendes zu erläutern. 


Durch Auslaſſung der Querſtriche zwiſchen den einzelnen Journal⸗ 
Nummern und das theilweiſe Zuſammenrücken von Rechnungsziffern 
im Drucke erſcheint vielleicht die Durchführung einzelner Poſten nicht 
völlig klar. 


Unter neuerlichem Abdruck der Formularien ſei daher bemerkt: 

Zu Journal-Artikel 14 über Currentgelder: N. Markus, Jagd- 
kartentaxen und Stempel. 

Die Durchführung der ſämmtlichen bei der Bezirkshauptmann— 
ſchaft ein- und auslaufenden Currentgelder iſt ſo conſequent gedacht, 
daß jede einzelne Poſt in der Poſtſparcaſſe eingelegt und ſo durch— 
geführt erſcheint, ſo daß alſo Currentgelder baar nicht vorhanden ſind. 
Bei Journal-Artikel 14: N. Markus, Jagdkartentaxen und Stempel, 
ergibt ſich nun die Nothwendigkeit, den Betrag, welcher — ſagen wir, 
für Ausfertigung von 3 Jagdkarten erforderlich iſt, baar zur Deckung 
der Stempel per 3 fl. zur Hand zu haben. 

Dies wird einfach dadurch erreicht, daß der Amtsvorſtand, der 
ja von ſeinen Pauſchalgeldern immer einen Baarbetrag zur Deckung 
kleinerer Auslagen zur Hand haben wird, 3 fl. ausbezahlt und ſich 
dafür dieſen Betrag als Guthaben aus dem Check-Conto für baar 
ausgezahlte Currentgelder vormerkt. 

Es beſteht daher gegebenenfalls zwiſchen Journal-Artikel 14 
(Currentgelder) und Journal-Artikel 10 (Amtspauſchale) folgender 
Zuſammenhang: Unter J.-A. 14/0. (Current) Ausgabe 3 fl. für 
Stempel; Bedeckung: In Journal-Artikel 10/P. (Pauſchale) die 
baar ausbezahlten 3 fl. erſcheinen als Guthaben per 3 fl. aus dem 
Check-Conto des Amtes vorgemerkt. 

Aehnlich verhält es ſich mit der Durchführung des Journal— 
Artikels 33 (Currentgelder) Commiſſions-Koſtenerſatz von N. N. 
Dem Amtsvorſtande mag es vielleicht — etwa bei einem größeren 
Vorrath von baaren Pauſchalgeldern — gelegener fein, Commiſſions⸗ 
koſtenbeträge an die ſeinem Amte zugetheilten Beamten, anſtatt ſie 
mittelſt Poſt⸗Check anzuweiſen, gleich baar auszubezahlen. Die Durch— 
führung wird gleichwie in dem oben geſchilderten Falle erfolgen. 


Es beſteht alſo auch hier zwiſchen Journal-Artikel 33 (Current⸗ 
gelder) und Journal-Artikel 12 (Amtspauſchale) folgender Zuſammen⸗ 
hang: Unter J.⸗A. 33/C. (Current) Ausgabe 2 fl. 45 kr.; Be⸗ 
deckung: In J.⸗A. 12/P. (Pauſchale) die baar ausbezahlten 2 fl. 
45 kr. als Guthaben per 2 fl. 45 kr. aus dem Check-Conto des 
Amtes vorgemerkt. 

Die Ausziehung eines Check⸗Conto-Auszuges bezüglich dieſer 
Poſten unterbleibt bei J.-A. 14/0. (Current) und J.-A. 33/0. 
(Current), weil ja an dem Poſtſparcaſſen-Conto (Guthaben) nichts 
geändert wird, ſondern nur eine Umrechnung in den Amts-Jour⸗ 
nalen erfolgte. 

Die Anführung dieſer Beiſpiele erfolgte aus dem Grunde, um 
zu beweiſen, daß bei conſequenter Durchführung jeder Current— 
Geldpoſt durch die Poſtſparcaſſen die Haltung don baaren Current⸗ 
geldern nicht erforderlich iſt, ſondern es vollkommen genügt, wenn 
der Amtsvorſtand etwas Baargeld an Amtspauſchalien in der Caſſe 
hat, was ja wohl ſtets der Fall ſein wird. 


a Beilage A 
K. k. Bezirkshauptmannſchaft Hallein. 


Journal über Current⸗Gelder. 
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(Muller). 
Poſt⸗Check⸗Conto Nr. 825.232. 


Datum des Eintrittes in den Poſt⸗Check⸗ und Clearing⸗Verkehr: 1. Auguſt 1899. 


2 127 Empfang Ausgabe 
“= Datum & | SIR RER || Mint, 1 
& 2 Poſt⸗ erſichtlich im Poſt erſichtlich 

= | des Erlages = Betreff Baar ſpar⸗ Check⸗Conto- Baar ſpar⸗ . Anmerkung 
= am Amt = 5 (Beſtätigungen) 
= je 1 caſſa Auszug — caſſa 8 Auszug 
— 8 . I fl. kr. fl. kr. Nummer fl. tr. fl. kr. Nummer 

a) Vor dem Eintritt in den Poſt⸗Check⸗ und Clearing⸗Verkehr bereits erlegene Gelder: 

1 28%/ VII. 1896 8573 N. Fränzel ſendet Geldbetrag ohne nähere Angabe 6 45 | | 5 5 
14 15/ VI. 1899 7426 N. Markus, Jagdkartentaxen und Stempel.. . 21 — 8 16 dale af 
25 4.) VII. 1899 | 8539 Johann Maier, Strafe wegen Gewerbe-Ordnungs⸗ 18 | — Empfang J. A. 10 

He me Se Ri 
26 5.) VII. 1899 | 8560| Alois Huber, Militärtaxe ad Z. 5354 3 — 
29 29.) VII. 1899 9847| Joſef Müller, Triftſchaden vergütung 32 22 

— 5 1 — — 0 Summe E 249. e | 
p) Geldverkehr ſeit dem Eintritte in den Poſt⸗Check⸗ und Clearing⸗Verkehr. 
30 2/ VIII. 1899 10003] Gemeindevertretung Kuchl, milde Sammlung für | | | 2 .. 
5 ee Me ee 25 | 30 60 7 nn N Strafe 
31 2.) VIII. 1899 10005 Johann Eder erlegt Forſtftrafe zu Z. 5700 24 60 ee t eee 8 9./ VIII. im Pauſchal J. A. 
33 3./ VIII. 1899 10043 Commiſſionskoſtenerſatz von N. . 2.2... 2 45 8 245 U auf Empfang 
34 3.) VIII. 1899 — Karl Heller, Jagdkartentaxe und Stempel 5 1 6 ie 8 e e 
35 4/ VIII. 1899 — Stadtgemeinde Hallein für Dienſtbokenbücher .. 1 60 8 6 — | 14 * 
| 
Beilage B (Mulfer). 


K. k. Bezirkshauptmannſchaft Hallein. 


Poſt⸗Check⸗Conto Nr. 825.232. 


Journal über Pauſchal-Gelder. 
und Clearing⸗Verkehr: 1. Auguſt 1899. 


Datum des Eintrittes in den Poſt-⸗Check⸗ 


= Em p f ang | Aus ga be Guthaben aus 
= Datum u P = dem Moſt-G hett. 
= * 0 Poſt⸗ erſichtlich im Poſt⸗ erſfichtlich im Couro für baar Aumerknn 
= | des Erlages Betreff Baar ſpar- heck-Conto. Baar || ſpar⸗ heck-Conto- eau e Bestätigungen) 
8 (Auszahlens) Naaaſſa Auszug | cafe Auszug ie 
28 8 } a. > fl. kr. fl. kr. Nummer fl. kr. eee ee 
Mit dem Tage des Eintrittes in den Poſt⸗Check⸗ und Clearing⸗Verkehr war an Pauſchal⸗Geldern vorhanden. 
er e , 144 30 400 — 2 en 
8 8,/V11. 1899 Poſtportovergütung an den Bzks⸗Secr. II. Quart. 8 30 . / Besitz 
98.) VIII. 1899 | Ein Telegramm zu 945000 - 2 E — 450 8 8 N... 
10|8,/VIIL. 1899 Zu Journal-⸗Artikel 14 (current baar ) . 3 — . . ee 3 | — % 0 3 
11| 9/VIIL 1899 Abonnement für .. Zeitung A B 9. 55 3 30 18 . . 999, K. Mai 
1209) VIII. 1899 J. A. 33. (current baarr 2.2... a es een 
13| 9,/VIIL. 1899 Buchdruckerei N., für Impfdruckſorten A 1 , .|.115 | 40 21 8 g 
2519) VIII. 1899“ Gemeinde Dürnberg, Erſatz für Impfdruckſorte — 45 24 £ ; 845 
1 
| 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Die rechtliche Bedeutung der Verweiſung auf den Rechtsweg. — 
Grenzen der Competenz der Gerichte und der Verwaltungsbehörde n. 
Wider die Klage der Gemeinde B. gegen die Verlaſſenſchaft 
des C. D. mit dem Begehren zu erkennen: es ſeien die Waſſer— 
parcellen 1625, 1626/3 und 1627 in der Cataſtralgemeinde B. nicht 
Eigenthum des Beſitzers der Domäne T., ſondern öſſentliches Gut, 
— erhob der Belangte die Einwendung der Incompetenz des an⸗ 
gerufenen k. k. Landesgerichtes zu Prag als erſter Inſtanz und der 
Gerichte überhaupt zur Entſcheidung vorliegender Streitſache, — 
welcher Einwendung der genannte Erſtrichter mittelſt Urtheils dto. 
24. Mai 1898 Ch 6367/36 IV ſtattgab, — aus Gründen: 
Die Klägerin ſtellt das Begehren zu erkennen, daß die ob— 
ſpecificirten Waſſerparcellen kein Zugehör der Domäne T., alſo auch 
kein Eigenthum des betreffenden Domänenbeſitzers, reſpective ſeines 
Nachlaſſes, ſondern öffentliches Gut ſind, — daß ſie mithin von der 
bezüglichen Landtafel⸗Einlage abzuſchreiben und in das Verzeichniß 
des öffentlichen Gutes zu übertragen ſind. Es handelt ſich daher in 


ob fie von der betreffenden Landtafel-Einlage abzuſchreiben find, 
welche Abſchreibung lediglich als Conſequenz der erſteren Entſcheidung 
ſich darſtellt. Ueber die zweite Frage kann allerdings, und zwar von 
Seite des Gerichtes, erſt dann erkannt werden, bis die erſte Frage 
gelöſt ſein wird, — über welche jedoch nicht die Gerichte, ſondern 
die Verwaltungsbehörden zu entſcheiden haben. Der Hinweis der Bes 
langten auf den Umſtand, daß ſie ſeinerzeit bei Anlegung der Land— 
tafel mit ihrem dieſe Angelegenheit betreffenden Anſpruche auf den 
Rechtsweg gewieſen wurden — und die ſohin verſuchte Ableitung 
der Competenz der Gerichte zur Entſcheidung der Qualification dieſer 
Parcellen als öffentliches Gut iſt unſtichhältig, denn die Verweiſung 
auf den Rechtsweg involvirt nicht nur die Verweiſung auf das Ver⸗ 
fahren von Civilgerichten, ſondern auch auf jenes von Verwaltungs— 
behörden. 

Ueber Appellation der Klägerin beſtätigte das k. k. Oberlandes— 
gericht zu Prag mittelſt Urtheils dto. 29. Auguſt 1898 Be. II. 353/98, 
die appellirte Entſcheidung — aus folgenden 

Gründen: In dieſer Streitſache handelt es ſich nicht darum, ob 
der Klägerin das Eigenthum der oberwähnten Waſſerparcellen oder 


erſter Linie um die Entſcheidung, ob die angeführten Waſſerparcellen irgend ein privat-xechtlicher Anſpruch in Anſehung derſelben zuſteht, 


thatſächlich öffentliches Gut ſind, und erſt in zweiter Linie darum, 


ſondern es wird gemäß des Inhaltes des Klageſchlußbegehrens ledig— 
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lich und ausdrücklich um das Erkenntniß gebeten, daß dieſe bisher 
in der für die Domäne T. mit den Gütern H. Z. und K. beſtehenden 
Landtafel-Einlage auf dem Beſitzſtandblatte eingetragenen Parcellen 
ein öffentliches Gut ſind, — daher aus dieſem Grunde kein Zugehör 
der Domäne T. und auch nicht Eigenthum des C. D., beziehungs⸗ 
weiſe feiner Verlaſſenſchaft fein können, — demgemäß alſo auch von 
dem genannten landtäflichen Gutskörper abzuſchreiben und in das 
Evidenzhaltungs-Regiſter des öffentlichen Gutes zu übertragen ſind. 
Es wird alſo mittelſt dieſer Klage kein privat⸗ rechtlicher Anſpruch 
zur Geltung gebracht, ſondern bloß das Begehren geſtellt, im Wege 
eines gerichtlichen Urtheils auszuſprechen, daß Immobilien, welche in 
der Landtafel bisher immer als Eigenthum des C. D. eingetragen 
waren, öffentliches Gut ſind, — die Klägerin verlangt auch nicht 
die Aberkennung des Eigenthumsrechtes des Genannten zu dieſen 
Immobilien auf Grund irgend eines Privatrechtes, auf welches ſie 
ſelbſt etwa einen Anſpruch erheben würde, ſondern es ſoll beſagtes 
Eigenthumsrecht gerade nur deßhalb aberkannt werden, weil dieſe 
Waſſerparcellen kraft richterlichen Urtheils als öffentliches Gut erklärt 
werden ſollen. Die Entſcheidung über die Frage, ob irgend ein Gut 
öffentliches Gut iſt, ſteht jedoch nicht den Gerichten zu, ſondern, als 
in den Bereich des öffentlichen Rechtes gehörig, nur und allein den 
Verwaltungsbehörden. Es hat ſomit der Erſtrichter mit Recht die 
eigene Incompetenz und jene der Gerichte überhaupt zur Entſcheidung 
der ſtreitigen Angelegenheit ausgeſprochen, — nur hätte er dies im 
Hinblick auf den Umſtand, daß es ſich hier um eine abſolute Income 
petenz handelt, worauf von Amtswegen Bedacht zu nehmen iſt, nicht 
in Form eines Urtheils, ſondern mittelſt Beſcheides thun ſollen. Da 
aber gegen das Urtheil erſter Inſtanz die Appellations-Anmeldung 
und -Beſchwerde ſeitens der Klägerin überreicht und ſeitens der Be— 
langten dawider die Appellations-Einrede erſtattet wurde, erübrigt dem 
Oberrichter nichts Anderes, als in ſeiner eigenen Entſcheidung die 
vom Erſtrichter gewählte Urtheilsform beizubehalten. 

Der außerordentlichen Reviſion der Klägerin willfahrend, erkannte 
jedoch der k. k. Oberſte Gerichtshof wie folgt: 

Die Urtheilsform, in welcher die Entſcheidungen der Unter- 
gerichte herausgegeben wurden, wird als nichtig behoben und über 
dieſe gleichlautenden Entſcheidungen zufolge der Reviſionsbeſchwerde der 
Klägerin, welche als außerordentlicher Recurs zu behandeln iſt, dahin 
erkannt, daß die ſeitens der Belangten eingebrachte Einwendung der 
Incompetenz der Gerichte überhaupt, richtiger der Unſtatthaftigkeit 
des Rechtsweges verworfen und dem Erftrichter verordnet wird, über 
die vorliegende Klage das weitere Amt dem Geſetze gemäß zu handeln. 

Entſcheidungsgründe: Vor Allem muß hervorgehoben 
werden, daß die Belangte mittelſt der Eingabe de praes. 22. Juli 
1896, 3. 33.161, nicht etwa die im § 40 A. G.- O. ſtatuirte ört⸗ 
liche oder ſachliche Unzuſtändigkeit des von der Klägerin angerufenen 
Erſtrichters zur Anzeige gebracht, ſondern die abſolute Incompetenz— 
einwendung der Gerichte überhaupt oder der Unſtatthaftigkeit des 
ordentlichen Rechtsweges erhoben hat, auf welche zufolge 8 48 J. D. N. 
von Amtswegen Bedacht zu nehmen iſt. Ueber dieſe Eingabe 
hatte der Erſtrichter die Parteien einzuvernehmen und ſohin mittelſt 
Beſcheides entweder die erhobene Einwendung zurückzuweiſen oder das 
Verfahren einzuſtellen. Da dies nicht geſchah und auch der Oberrichter 
über die eingebrachte Appellationsbeſchwerde das Urtheil des Erſt⸗ 
richters mittelſt Urtheils beſtätigte, war zu erkennen, daß die für die 
Entſcheidungen der Untergerichte gewählte Urtheilsform vernichtigt 
und die außerordentliche Reviſionsbeſchwerde der Klägerin lediglich 
als Reviſions⸗Recurs der Entſcheidung des Oberſten Gerichtshofes 
unterzogen werde. b 

Die oberwähnte Einwendung wurde weiters erhoben gegen die 
Klage der Gemeinde B., deren Schlußbegehren im Abſatze 1 dahin 
geht, daß die in der Gemeinde B. gelegenen und in der landtäflichen 
Einlage der Domäne T. mit den Gütern H. Z. und K. eingetragenen 
obſpecificirten Waſſerparcellen nicht Zugehor dieſer Domäne und da⸗ 
her auch nicht Eigenthum des Domänenbeſitzers, beziehungsweiſe ſeiner 
Verlaſſenſchaft, ſondern öffentliches Gut mit dem Vorhalt des aus⸗ 
ſchließlichen Fiſchfanges auf der Waſſerparcelle Nr. 1627 zu Gunſten 
des Domänenbeſitzers ſind, — und im Abſatz 2 dahin, daß dieſe 
Parcellen von der beſagten landtäflichen Einlage abgeſchrieben und 
in das Verzeichniß des öffentlichen Gutes übertragen werden mögen. 


Dieſe Klage konnte ſchon mit Bedacht auf ihre Beilagen A und B, 
dann auf die Beſtimmungen der §§ 9 und 10 des Geſetzes vom 
25. Juli 1874, Nr. 96 R.⸗G.⸗Bl., ſeitens des Gerichtes nicht als zur 
Entſcheidung durch dasſelbe ungeeignet zurückgewieſen werden, denn 
die Vertreter der klagführenden Gemeinde haben ſchon anläßlich der 
Richtigſtellung der Grundbücher dieſen Anſpruch erhoben und wurden 
bezüglich ſeiner auf den ordentlichen Rechtsweg verwieſen, zu deſſen 
Betretung ihnen eine Friſt beſtimmt wurde. Da ſie nun in der 
That dieſen Rechtsweg betreten und die Klage bei demjenigen Gerichte 
überreicht haben, welches fie rechtskräftig zur Betretung des Rechts— 
weges aufgefordert hat, kann unmöglich mehr die Unſtatthaftigkeit des 
Rechtsweges ſeitens der Gerichte überhaupt ausgeſprochen werden, ſo— 
bald einmal durch das obcitirte Geſetz ſelbſt in deſſen SS 9 und 10 
die Zuläſſigkeit desſelben ſtatuirt worden iſt. 

Die Anſchauung des Erſtrichters, die Verweiſung auf den Rechts⸗ 
weg involvire, ebenſo die Verweiſung auf das Verſahren vor den 
Verwaltungsbehörden, wie auf jenes vor den Gerichten, beruht auf 
der Auslegung der angeführten SS 9 und 10 eit. und auf den im 
Grunde dieſer SS erlaſſenen Beſcheide des Erſtrichters dto. 2. Juli 
1889, Zahl 30.854 (Beilage B). Allein dieſe Auslegung entſpricht 
nicht der Vorſchrift des $ 6 a. b. G.-B., denn überall dort, wo im 
Gegenſatze ein ſtreitiges Recht auf den Rechtsweg gewieſen wird, hat dies 
jederzeit nur die Bedeutung, daß die Angelegenheit durch die Gerichte 
im ordentlichen Inſtanzenzuge nach den Beſtimmungen der A. G.-O. 
zu entſcheiden ſei, oder daß es nicht geſtattet ſei, ſie auf dieſe Art 
zu entſcheiden. 

Dieſe Bedeutung hat beiſpielsweiſe der Ausdruck „Verweiſung 
auf den Rechtsweg“ in den SS 26 und 37 der Bauordnung für das 
Königreich Böhmen (L.-G. vom 8. Jänner 1889 Nr. 5), in den 
88 83, 88 und 89 des Waſſergeſetzes (vom 28. Auguſt 1870, Nr. 71 
L.⸗G.⸗Bl. für Böhmen) im § 60 des Gemeindegeſetzes (vom 16. April 
1864, Nr. 7 L.-G.-Bl.), im § 30 des Enteignungsgeſetzes (vom 
18. Februar 1878, Nr. 30 L.-G.-Bl.) insbeſondere jedoch in den 
Beſtimmungen der Civilproceßordnung vom 1. Auguſt 1895, Nr. 113 
R.⸗G.⸗ Bl., über die Unſtatthaftigkeit des Rechtsweges (SS 239, 
243, 252 u. ſ. w.) 

Allein auch abgeſehen von den Beſtimmungen der $$ 9 und 10 
eit. iſt auch der Streitgegenſtand ein ſolcher, über welchem nur die 
Gerichte zu entſcheiden haben. Denn es iſt in erſter Linie das grund— 
bücherliche Eigenthum des belangten Nachlaſſes ſtreitig, welches eben 
ſeitens der Klägerin beſtritten wird, indem man die öffentliche allge- 
meine Benützung der beſagten Waſſerparcellen beanſprucht. Ob aber 
das Eigenthum der belangten Verlaſſenſchaft an dieſen Immobilien 
rechtlich fortdauere oder nicht, über dieſes privatrechtliche Verhältniß 
des Nachlaſſes zu den ofterwähnten Grundſtücken kann lediglich der 
Richter und keinesfalls die Verwaltungsbehörde erkennen, und weil 
ferner dieſe Entſcheidung unumgänglich auch den Ausſpruch über den 
Anfechtungsgrund, nämlich die behauptete öffentliche Benützung der— 
ſelben Streitſache erfordert, infolge deren der Rechtsbeſtand des pri— 
vatrechtlichen Eigenthums an Seite des belangten Nachlaſſes ausge- 
ſchloſſen werden ſoll, ſo muß auch der Richter unter Einem über die 
Frage erkennen, ob dieſer Anfechtungsgrund rechtliche Geltung habe. 

Demgemäß iſt alſo die Auffaſſung der Untergerichte unrichtig, 
daß der Klage kein privatrechtlicher Anſpruch zu Grunde liege, weil 
der Ansſpruch begehrt wurde, die obſpecificirten Waſſerparcellen ſeien 
ein öffentliches Gut, denn hierauf baſirt bloß der gegen das privat— 
rechtliche Eigenthum des belangten Nachlaſſes erhobene Anfechtungs— 
grund. Hiernach erſcheinen die Entſcheidungen der Untergerichte, welche 
die Unſtatthaftigkeit des Rechtsweges in dieſer Streitſache ſtatuirt 
haben, als offenbar geſetzwidrig und war wie oben zu erkennen. 


(Oberſtgerichtliche Entſcheidung vom 22. November 1898, Z. 14.796.) 
R. 


Wenn die Zahl der wahlberechtigten Gemeindemitglieder 100 über⸗ 
ſteigt, müſſen für die Wahl des Gemeindeausſchuſſes ſtets drei Wahl: 
körper gebildet werden. 

Laut Kundmachung der Gemeinde H. vom 17. Mai 1897 
wurden die Wählerliſten für die Neuwahl der Gemeindevertretung in 
drei Wahlkörpern vom 18. Mai 1897 an zur Einſicht aufgelegt; 
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nach der ſteuerämtlich richtiggeſtellten Lifte der wahlberechtigten Ge— 
meindemitglieder zum Behufe der Bildung der Wahlkörper betrug die 
Zahl der Wahlberechtigten 162. 

Mit Eingabe de praes. 26. Mai 1897 beſchwerte ſich J. T. 
beim Gemeindeamte über die Bildung von drei Wahlkörpern und ver— 
langte, daſs wie im Jahre 1894, in welchem bei einer Zahl von 
130 Wahlberechtigten zwei Wahlkörper gebildet worden waren, auch 
diesmal nur zwei Wahlkörper gebildet werden. 

Die Beſchwerde wurde von der Bezirkshauptmannſchaft in L. 
mit der Entſcheidung vom 22. October 1897, 3. 39.619, abgewieſen. 

Dem hiegegen ſeitens des J. T. rechtzeitig eingebrachten Re— 
curſe hat die Statthalterei in G. mit der Entſcheidung vom 29. De— 
cember 1897, 3. 39.675, aus nachſtehenden Gründen keine Folge 
gegeben: 

„§ 13 der Gemeinde-Wahlordnung für Steiermark beſtimmt, 
daſs in der Regel drei Wahlkörper zu bilden ſind und nur 
ausnahmsweiſe, wenn die Zahl der Wahlberechtigten gering 
und der Abſtand zwiſchen den einzelnen Steuerſchuldigkeiten un— 
bedeutend iſt, zwei Wahlkörper gebildet werden können. 

In welchen Fällen die Zahl der Wahlberechtigten als gering 
anzuſehen iſt, kann aus § 13 der Gemeinde-Ordnung entnommen 
werden. Nach dieſem Paragraph können in Gemeinden mit weniger als 
100 wahlberechtigten Gemeindemitgliedern drei oder zwei Wahlkörper 
gebildet werden. 

Wenn nun die Entſcheidung, ob zwei Wahlkörper zu bilden 
find, nach § 13 der Gemeinde-Wahlordnung davon abhängt, dafs 
die Anzahl der Wahlberechtigten eine geringe ſei, ſo gibt ſich im 
Hinblicke auf die citirte Geſetzesbeſtimmung der Gemeinde-Ordnung, 
daſs zwar auch eine Anzahl von nicht ganz 100 Wahlberechtigten 
nicht immer als eine „geringe“ Zahl anzuſehen iſt, da ſonſt bei 
einer ſolchen Zahl immer nur zwei Wahlkörper zu bilden wären, 
dafs jedoch eine Anzahl von über 100 Wahlberechtigten ſtets 
die Bildung dreier Wahlkörper bedingt und dafs ſich der Zuſatz des 
$ 13 der Gemeinde-Ordnung: „je nachdem drei oder zwei Wahl- 
körper gebildet werden,“ ausſchließlich auf jenen Fall bezieht, wenn 
weniger als 100 Wahlberechtigte vorhanden ſind.“ 

Das Miniſterium des Innern hat mit Entſcheidung vom 
3. März 1898, 3. 5708, dem Miniſterial-Recurſe des J. T. keine 
Folge gegeben und die Statthalterei-Entſcheidung aus deren Gründen 
beſtätigt. Tn. R 


Notiz. 


(Erhebung einer Nachtigallenſteuer.) Um die Nachtigallen vor 
Verfolgung und Fang zu ſchützen, hat die Gemeindebehörde in Apolda eine 
Nachtigallenſteuer von 18 Mark jährlich eingeführt. Sobald jemand eine Nachtigall 
kauft oder auf andere Weiſe erhält, hat er dies binnen 24 Stunden anzuzeigen, 
ſonſt verfällt er in eine Strafe von 36 Mark. 


Perſonalien. 


Se. Majeſtät haben dem mit dem Titel und Charakter eines Sections⸗ 
chefs bekleideten Präſidenten des Patentamtes Dr. Paul Ritter Beck von Man- 
nagetta das Comthurkreuz des Franz Joſeph-Ordens und dem mit dem Titel 
und Charakter eines Miniſterialrathes bekleideten Sectionsrathe im Handels⸗ 
miniſterium Dr. Mauriz Ritter von Roeßler den Orden der eiſernen Krone 
3. Claſſe verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Präſidenten⸗Stellvertreter des Patentamtes, Sec: 
tionsrathe Dr. Paul Schulz, den Orden der eiſernen Krone 3. Claſſe verliehen. 

Se. Majeftät haben dem mit dem Titel und Charakter eines Sections⸗ 
rathes bekleideten Haus⸗, Hof: und Staatsarchivar Dr. Carl Schrauf den Orden 
der eiſernen Krone 3. Claſſe verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Landes-⸗Schulinſpector Dr. Albis Luber den 
Orden der eiſernen Krone 3. Claſſe verliehen. 

Se. Majeſtät haben den Staatsbahndirector-Stellvertreter in Wien, 
Miniſterial⸗Secretär Rudolph von Amberg, zum Oberinſpector der General⸗ 
Inſpection der öſterreichiſchen Eiſenbahnen extra statum unter gleichzeitiger Ver⸗ 
leihung des Titels eines Regierungsrathes ernannt. 

Se. Majeſtät haben dem Bezirkshauptmanne Heinrich Rzesnick in Poder⸗ 
ſam den Titel und Charakter eines Statthaltereirathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Vorſtande der techniſchen Abtheilung der Poſt⸗ 
und Telegraphen⸗Centralleitung im Handelsminiſterium, Hofrathe Dr. Franz 


Steiner, anläßlich der Verſetzung in den Ruheſtand das Comthurkreuz des Franz 
Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Se. Majeftät haben dem Sectionsrathe des Oberſten Rechnungshofes Johann 
1 anläßlich der Verſetzung in den Ruheſtand den Titel eines Hofrathes 
verliehen. 

Se. Majeſtät haben den mit dem Titel und Charakter eines Regierungs- 
rathes bekleideten Rechnungsdirector im Handelsminiſterium Armand von Kucie⸗ 
jewski anläßlich der Verſetzung in den Ruheſtand den Titel und Charakter eines 
Hofrathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Bezirkshauptmanne Stanislaus Czerwinski 
in Lemberg anläßlich der Verſetzung in den Ruheſtand den Titel eines Statt⸗ 
haltereirathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Finanzrathe der Finanz⸗Direction in Czernowitz 
Dr. Max Vogl anläßlich der Verſetzung in den Ruheſtand den Titel und Charakter 
eines Oberfinanzrathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Hauptſteuereinnehmer Peter Paul Diem in 
Trient anläßlich der Verſetzung in den Ruheſtand den Titel eines faiſerlichen 
Rathes verliehen. 

Der Finanzminiſter hat die Finanzſecretäre Anton Blahovskß, Ernſt 
Kofranek, Dr. Johann Flögl und Franz Sedlak zu Finanzräthen bei der 
Finanz⸗Landesdirection in Brünn ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Steuer⸗Oberinſpector Carl Kabatnik zum 
Finanzrathe und den Steuer-Inſpector Benedict Leutſchacher zum Steuer⸗ 
Oberinſpector bei der Finanz-Direction in Salzburg ernannt. 

Der Finanzminiſter hat die in Verwendung beim Finanzminiſterium 
ſtehenden Steuer⸗Inſpectoren Dr. Maximilian Pipitz, Johann Tonazzolli und 
Dr. Johann Wollenik zu Miniſterial⸗Concipiſten im Finanzminiſterium ernannt. 

Der Finanzminifter hat den Rechnungsrath des Finanzminiſteriums Franz 
Deſſelier zum Oberrechnungsrathe und den Revidenten der General-Direction 
der Tabakregie Emerich Rechner zum Rechnungsrathe, beide im Rechnungs⸗ 
Departement der General-Direction der Tabakregie, ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Finanz⸗Obercommiſſär Franz Häb zum 
Finanzſecretär und die Finanzeommiſſäre Carl Herbſt, Dr. Sigmund Lö wy 
und Dr. Ferdinand Frombek zu Finanz⸗Obercommiſſären bei der Finanz 
Landesdirection in Brünn ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Director der Tabakfabrik in Zablotow Wil⸗ 
helm Köhler zum Inſpector der Tabakhauptfabrik in Krakau, den Controlor 
der Tabakfabrik in Monaſterzyska Wladimir Siekirski zum Director der Ta: 
bakfabrik in Zablotow und den Adjuncten der Tabakfabrik in Monaſterzys ka 
Carl Czimara zum Controlor ernannt. 


Erledigungen. 


Rechnungsrath-, eventuell Rechnungsrevidenten-, Rechnungs⸗ 
official: und Rechnungsaſſiſtentenſtelle bei der n.⸗ö. Skatthalterei bis 
23. October 1899 (Amtsblatt Nr. 233). 

1 eventuell mehrere Kanzliftenftellen in der XI. Rangsclaſſe im Finanz⸗ 
miniſterium bis 9. November 1899 (Amtsblatt Nr. 234). 

1 Bezirks ſecretärſtelle in der X. eventuell 1Regierungskanzliſten⸗ 
ſtelle in der XI. Rangsclaſſe in Salzburg bis 10. November 1899 (Amtsblatt 
Nr. 234). 

e in der X. Rangsclaſſe beim ſteiermärkiſchen Landes⸗ 
bauamte bis 1. December 1899. 


N.⸗E. 4682. 


Concurs-Ausſchreibung. 


Bei der Stadtgemeinde Krummau in Böhmen iſt die 


Stelle des Herretärs zu befeken, 


mit der ein Jahresgehalt von 1500 fl. ö. W. und ſechs Dienſtalters⸗(Quin⸗ 
quennal⸗) Zulagen von je 10% dieſes Gehaltes, ferner der Penſionsanſpruch nach 
den für Gemeindebeamten der Stadt Krummau beſtehenden Normen verbunden iſt. 

Bewerber um dieſe Stelle, die deutſcher Nationalität ſein müſſen, haben ihre 
mit Nachweis ihres Alters und ihrer bisherigen praktiſchen Verwendung, Zeugniſſen 
über die vollendeten juridiſchen Studien und die mit Erfolg abgelegten theoretiſchen 
Staatsprüfungen oder das erlangte Doctorat der Rechte, womöglich auch über die 
praktiſch⸗politiſche Prüfung und mit einem ärztlichen Zeugniſſe verſehenen Geſuche 
längſtens bis 15. November l. J. bei dem gefertigten Bürgermeiſteramte ein⸗ 
zubringen. — Einige Kenntniß der zweiten Landesſprache ift erwünſcht. 

Die Anſtellung erfolgt vorläufig proviſoriſch auf ein Jahr, nach deſſen Ab⸗ 
laufe es dem Gemeinde⸗Ausſchuſſe vorbehalten bleibt, das Dienſtverhältniß definitiv, 
zu geſtalten oder gegen vierteljährige Auſkündigung aufzulöſen. 

Der Dienſtantritt hat längſtens bis 1. Jänner 1900 zu erfolgen. 

Bürgermeiſteramt Krumman, am 19. September 1899. 


Der Bürgermeiſter: G. Strauß. 


DE Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſaumt 
den Erkenntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilagen: 
Bogen 53 der Erkenntniſſe, adminiſtr. Theil, 1898. 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 


Druckerei „Leykam“ in Graz. 


